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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zur vorläufigen Neuregelung von Geld- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversidierung — Drudksadien 
2054; 3318 Artikel 1 §§ 561, 589, Artikel 4, 5, 6 — in der anlie- 
genden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Juni 1957 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Arndgen Geiger (Aalen) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


"‘J ^nter zu Drucksache 3658 
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Beschlüsse des 28. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen in der gesetzlidien 

U nf allversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates folgendes Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Umstellung von Geldleistungen 

§1 

Die Geldleistungen in der gesetzlichen Un- 
fallversicherung für Unfälle, die sich vor dem 
1. Januar 1957 ereignet haben, werden nach 
Maßgabe der §§ 2 bis 5 umgestellt. 

§ 2 

(1) Als Jahresarbeitsverdienst gilt der den 
Geldleistungen zugrunde gelegte Jahresar- 
beitsverdienst, vervielfältigt mit 
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2.4, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1947 

2.0, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1948 

1,6, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1949 

1.4, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1950 

1,3, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1951 
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(2) Soweit der Jahresarbeitsverdienst nacJi 
dem Ortslohn berechnet ist, ist dieser nicht 
nach Absatz 1 umzustellen, sondern nach 
dem mit Wirkung vom 1. Januar 1957 all- 
gemein neu festgesetzten Ortslohn zu berech- 
nen. Die Ortslöhne sind für die Zeit vom 
1. Januar 1957 an für den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes binnen zwei Monaten nach 
der Verkündung dieses Gesetzes neu festzu- 
setzen. 

(3) Der vervielfältigte Jahresarbeitsver- 
dienst (Absatz 1) darf die Summe von 9000 
Deutsche Mark nicht übersteigen, es sei denn, 
daß die Satzung einen höheren Jahresarbeits- 
verdienst festgesetzt hat (§ 563 Abs. 3 der 
Reichsversicherungsordnung). In diesem Fall 
gilt dieser Satz als Höchstjahresarbeitsver- 
dienst. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der 
Reichsversicherungsordnung gilt als Unfall- 
jahr das Jahr, für das der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgestellt worden ist. 

(5) Werden die Geldleistungen auf Grund 
eines Jahresarbeitsverdienstes berechnet, des- 
sen Betrag in der Satzung des Versicherungs- 
trägers zahlenmäßig festgesetzt ist, so wer- 
den sie auf den am 1. Januar 1957 gültigen 
Jahresarbeitsverdienst umgestellt. Erhöht die 
Satzung des Versicherungsträgers den Jahres- 
arbeitsverdienst bis zum 31. Dezember 1957, 
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so kann sie gleichzeitig bestimmen, daß die 
Umstellung von einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch vom 1. Juli 1957 an, erfolgt. 

(6) In den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 3 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
tengesetzes gilt als Jahresarbeitsverdienst der 
Betrag von 4800 Deutsche Mark. 

(7) Liegt dem Jahresarbeitsverdienst für 
eine Leistung nach dem Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetzt der Ortslohn zu- 
grunde, so gilt für die Umstellung der Orts- 
lohn für den Bezirk, in dem der Berechtigte 
im Zeitpunkt der Antragstellung seinen 
Wohnsitz hatte oder seinen Wohnsitz hat. 
Liegt dem Jahresarbeitsverdienst für eine 
Leistung nah dem Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz ein satzungsmäßig be- 
stimmter Betrag zugrunde, so gilt für die 
Umstellung der nach Absatz 5 Satz 1 neu 
festgesetzte Jahresarbeitsverdienst des nah 
§ 7 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetzes zuständigen Trägers der gesetzlihen 
Unfallversiherung. 

§ 3 

(1) Für die Geldleistungen in der landwlrt- 
shaftlihen Unfallversiherung gilt § 2 Abs. 1 
bis 5 nur Insoweit, als ihnen der tatsählihe 
Jahresarbeitsverdienst oder ein nah dem 
Ortslohn oder der Satzung berehneter Jah- 
resarbeitsverdienst zugrunde liegt. Im übri- 
gen wird nah den Absätzen 2 bis 4 umge- 
stellt. 

(2) Liegt den Geldleistungen ein durh- 
shnittliher Jahresarbeitsverdienst zugrunde, 
so werden sie nah dem mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 allgemein neu festpsetzten 
Jahresarbeitsverdienst umgestellt. Die durh- 
shnittllhen Jahresarbeitsverdienste sind für 
die Zeit vom 1. Januar 1957 an nah Maß- 
gabe des § 933 cler Relhsversiherungsord- 
nung für den Geltungsbereih dieses Gesetzes 
binnen zwei Monaten nah der Verkündung 
dieses Gesetzes allgemein neu festzusetzen. 
Als durhshnittllher Jahresarbeitsverdienst 
für Verwandte und Vershwägerte des Un- 
ternehmers oder seines Ehegatten gilt, sofern 
er niht höher festgesetzt ist, das Drelhun- 
dertfahe des Ortslohnes des Beshäftigungs- 
ortes. Er kann für die Im Satz 3 genannten 
Personen im Alter von mehr als 65 Jahren 
abweihend festgesetzt werden. Für nach 
§ 537 Nr. 1 der Reihsverslherungsordnung 
verslherte Personen, für die durhshnitt- 


lihe Jahresarbeitsverdienste gelten, gilt als 
durhshnittllher Jahresarbeitsverdienst, so- 
fern dieser niht höher festgesetzt ist, das 
Dreihundertfahe des Ortslohnes des Be- 
shäftigungsortes für Erwahsene. 

(3) Soweit für Gruppen von Versiherten 
am 1. Januar 1957 die Berehnung der Geld- 
leistungen nah den §§ 563, 565, 566 der 
Reihsverslherungsordnung bestimmt ist, die 
Geldleistungen für diese Gruppen aber bis- 
her nah einem durhshnittlihen Jahres- 
arbeitsverdienst berehnet sind, sind diese 
Geldleistungen auf Grund des nah § 563 
Abs. 1 und 2 der Reihsverslherungsordnung 
zu berehnenden Jahresarbeitsverdienstes um- 
zustellen. Dabei ist der Tarif- oder sonst orts- 
üblihe Lohn eines gleihartigen Arbeitneh- 
mers vom 1. Januar 1957 zugrunde zu legen. 

(4) § 2 Abs. 7 gilt entsprehend für durh- 
shnlttllhe Jahresarbeitsverdienste. 

§ 4 

Ist die Geldleistung bereits nah den Vor- 
shriften des Gesetzes über Verbesserungen 
der gesetzlihen Unfallversiherung vom 
10. August 1949 (WiGBl. S. 251) und des 
Gesetzes über Zulagen und Mindestleistungen 
in der gesetzlihen Unfallversiherung und 
zur Überleitung des Unfallverslherungsrehts 
im Lande Berlin vom 29. April 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 253) in der Fassung des Än- 
derungsgesetzes hierzu vom 30. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 259) oder eines von die- 
sen Gesetzen umgerehnet worden, so blei- 
ben die Zushläge und Zulagen für die Um- 
stellung der Geldleistungen nah diesem Ge- 
setz außer Betraht. 


ZWEITER TEIL 

Änderungen der Reihsversiherungsordnung 

§ 5 

§ 558 c Abs. 2 Nr. 2 der Reihsversihe- 
rungsordnung erhält folgende Fassung: 

„2. in der Zahlung eines Pflegegeldes von 
75 Deutshe Mark bis 275 Deutshe Mark 
monatlih.“ 

§ b 

In § 588 Abs. 1 Satz 2 der Reihsversihe- 
rungsordnung wird die Zahl „60“ durh die 
Zahl „45“ ersetzt, 
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DRITTER TEIL 

Übergangs- und Sdilußvorsdiriften 

5 7 

(1) Die Vorschriften des Zweiten Teils fin- 
den auch Anwendung auf Arbeitsunfälle, die 
vor dem 1. Januar 1957 eingetreten sind. 

(2) § 2 Abs. 6 gilt auch für Jahresarbeits- 
verdienste, die auf Grund des § 6 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 3 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes festgesetzt sind oder festge- 
setzt werden. 

S 8 

Dem Berechtigten ist auf Antrag ein schrift- 
licher Bescheid zu erteilen, ob und In welcher 
Höhe ihm Leistungen auf Grund dieses Ge- 
setzes zu gewähren sind {§§ 1569 a und 1583 
der Reichsversicherungsordnung). 

§ 9 

Ist eine Geldleistung, die auf Grund der 
bisherigen gesetzlichen Vorschriften festge- 
stellt worden ist oder hätte festgestellt wer- 
den müssen, höher, als sie nach diesem Ge- 
setz sein würde, wird dem Berechtigten die 
höhere Leistung gewährt. 

S 10 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 


vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch Im Land Berlin. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen 
und Hamburg werden ermächtigt, die Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Zuständig- 
keit von Behörden dem besonderen Verwal- 
tungsaufbau ihrer Länder anzupassen. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 11 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft, soweit nicht in Ab- 
satz 2 etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Für Ansprüche auf Kranken-, Tage-, 
Familien-, Sterbe- und Pflegegeld gelten die 
Vorschriften dieses Gesetzes erst mit Wir- 
kung vom Ersten des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden Monats an. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. §§ 1 bis 7 des Gesetzes über Verbesserun- 
gen der gesetzlichen Unfallversicherung 
vom 10. August 1949 (WiGBl. S. 251), 

2. §§ 1 bis 10 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Un- 
fallversicherung und zur Überleitung des 
Unfallversicherungsrechts Im Lande Berlin 
vom 29. April 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 253) in der Fassung des Änderungsge- 
setzes hierzu vom 30. April 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 259) mit Ausnahme des § 6. 
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